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Editorial

<

der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) in 
Straßburg hat Ende vergange-
nen Jahres die Position des 
Deutschen Beamtenbunds 
(dbb) zum Streikverbot für 
Beamte eindeutig bestätigt.  
Er hat nämlich die Forderung 
der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) nach 
einem Streikrecht für beamte-
te Lehrerinnen und Lehrer zu-
rückgewiesen und über ent-
sprechende Klagen ablehnend 
entschieden.

Bereits im Jahre 2018 war die 
GEW mit derselben Forderung 
vor dem Bundesverfassungs-
gericht gescheitert. Die deut-
sche und auch die europäische 
Rechtsprechung bekräftigt da-
mit die Position des dbb und 
des BBW, dass es für die Frage 
des Streikrechts nicht darauf 
ankommt, ob hoheitliche Auf-
gaben ausgeübt werden oder 
nicht. Alleiniges Kriterium ist 
der Status. Tarifbeschäftigte 
dürfen auch dann streiken, 
wenn sie hoheitliche Aufgaben 
ausüben, während verbeamte-
te Beschäftigte dies nicht dür-
fen, auch dann nicht, wenn sie 
keine hoheitlichen Aufgaben 
wahrnehmen.

Ein weiteres Thema ist mir 
wichtig. Ende Januar hatte ich 
bei der Demo der Gewerk-
schaft der Lokomotivführer 
(GDL) in Stuttgart gesprochen. 
Die GDL kämpft unter ande-
rem für die Einführung der 
5-Tage-Woche (nicht 4-Tage-
Woche!) im Schichtdienst. 
 Vereinzelt wurde ich für mei-
nen Auftritt bei der GDL von 
Gewerkschaftsmitgliedern 
 kritisiert, wobei ich anmerken 
möchte, dass sich immer mehr 
Mitglieder unserer Fachge-
werkschaften und Verbände 
hier solidarisch zur GDL zeigen 
und die Zahl der kritischen 
Stimmen im Vergleich zu den 
vorangegangenen Tarifausein-
andersetzungen immer weni-
ger werden. 

Auch der dbb Bundesvorsit-
zende Ulrich Silberbach gehört 
zu jenen, die zur Solidarität 
mit der GDL aufrufen. Er wirft 
der Bahn „mangelnde Ab-
schlussbereitschaft“ vor. Das 
letzte wirklich belastbare An-
gebot des Arbeitgebers bleibe 
weit hinter den Forderungen 
der GDL zurück und entwerte 
zudem einzelne positive Ele-
mente durch Gegenfinanzie-
rungsmaßnahmen und Ver-
schlechterungen an anderer 
Stelle. Das zeige, dass es der 
Bahn letzten Endes nur um 
Zeitspiel und Medienarbeit 
ging und geht. Somit sei die 
GDL zu neuen Streiks gezwun-
gen, um einen tragfähigen 
Kompromiss zu erreichen.

Die GDL ist die älteste unserer 
Fachgewerkschaften und wur-
de bereits 1867 gegründet. 
Den Kritikern möchte ich hier 
deutlich sagen, dass sich der 
BBW – Beamtenbund Tarif-
union mit seinen 50 Fachge-
werkschaften und Verbänden 
als Dachverband all dieser 
50 Organisationen verpflich- 
tet sieht. Was wäre ich für  
ein Vorsitzender, wenn ich  
mir anmaßen würde, diese 
Fachgewerkschaften in bes-
sere und schlechtere einzu-
stufen? 

Natürlich ist mir bewusst, 
wenn die GDL mit ihrem sehr 
starken Organisationsgrad, 
insbesondere bei den Lokfüh-
rerinnen und Lokführern, 
streikt, haben viele Menschen 
in Deutschland, auch Mitglie-
der unserer  Fachgewerkschaf-
ten und Verbände, mitunter 
darunter zu leiden. Wenn  
trotz Streik noch immer etwa 
20 Prozent der Züge fahren, 
dann ist dies dem Umstand 
geschuldet, dass diese Züge 
von beamteten Lokführerin-
nen Lokführern gefahren wer-
den, die zum größten Teil auch 
der GDL angehören, jedoch 
aufgrund ihres Beamtenstatus 
nicht streiken dürfen. Die Mi-
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sere begann im Grunde schon mit der 
Privatisierung der Deutschen Bahn. Die 
GDL wollte nie, dass die Bahn privati-
siert wird und ihre Lokführerinnen und 
Lokführer nicht mehr verbeamtet wer-
den. Dies war ausschließlich Wille der 
damaligen Bundesregierung. Wenn sich 
heute die aktuelle Bundesregierung 
über die im Grundgesetz legitimierten 
Streiks der GDL aufregt, schlage ich vor, 
den Lokführerinnen und Lokführern 
einfach wieder den Beamtenstatus an-
zubieten. Mit diesem simplen Schach-
zug könnten Streiks in Zukunft vermie-
den werden. 

Die Privatisierung der Bahn, inklusive 
dem seit Jahren angekündigten Börsen-
gang, ist ebenso gescheitert wie die Pri-
vatisierung der Deutschen Post und der 
Telekom. In meinem Heimatdorf wird 
die Post nur noch zweimal pro Woche 
ausgetragen. Als die Briefträgerinnen 
und Briefträger noch verbeamtet wa-
ren, wurde die Post täglich zugestellt. 

Wer außerhalb der größeren Städte in 
unserem Bundesland unterwegs ist, sei 
es im Schwarzwald oder im Schwäbi-
schen Wald, hat regelmäßig mit Funk-
löchern zu kämpfen. Wäre die Telekom 
noch staatlich, würde nicht primär im 
Hinblick auf Shareholder Value entschie-
den werden, wo Glasfaser verlegt wird, 
sondern wir hätten seit Jahren keine 
oder kaum noch Funklöcher beziehungs-
weise internetfreie Zonen. 

Meines Erachtens haben auch die Kreis-
krankenhäuser bessere Dienste geleis-
tet als es viele der heutigen Klinikver-
bände vermögen. Die Politik muss 
endlich begreifen, dass die Bürger mög-
lichst die komplette Daseinsvorsorge in 
staatlicher Hand wissen wollen. Das Ar-
gument, dass diese dann jährlich mit 
großen Steuermitteln bezuschusst wer-
den müssten, lasse ich nicht gelten. Wer 
sich einmal die Mühe gemacht hat, zu 
eruieren, was allein die Vorstände der 
Deutschen Bahn in den letzten Jahr-
zehnten – trotz teilweiser Milliarden-
verlusten – an Gehältern und Boni be-
kommen haben und welche sinnlosen 
weltweiten Beteiligungen eingegangen 
und oft nach Jahren und hohen Verlus-
ten wieder beendet wurden, kann sich 
vorstellen, dass eine Deutsche Bahn in 
staatlicher Hand wohl kaum teurer ge-
wesen wäre, aber mit allergrößter 
Wahrscheinlichkeit auch heute noch 
deutlich zuverlässiger wäre, was Pünkt-
lichkeit und Funktionsfähigkeit betrifft. 

Die FAZ berichtete 2022, dass der Bun-
desrechnungshof festgestellt hat, dass 
die Investitionen im Ausland der Deut-
schen Bahn außerhalb ihres Kernge-
schäfts zu einem immer größer wer-
denden Risiko würden. Die mehr als  
400 Tochtergesellschaften in aller Welt 
hätten keinen erkennbaren Mehrwert 
für die Hauptaufgaben des Konzerns. 
Der Bundesrechnungshof kam deshalb 
zu einem unmissverständlichen Schluss: 
Diese Konzerntätigkeit sei nicht im 
 Bundesinteresse.

Aktuell sind die Tarifverhandlungen 
wieder einmal unterbrochen und die 
GDL hat weitere Streiks angedroht. In-
teressant fand ich diesbezüglich die ak-
tuellen Äußerungen des Ministerpräsi-
denten Bodo Ramelow, der sich in der 
Thematik Tarifverhandlungen zwischen 
Deutscher Bahn und GDL sehr gut aus-
kennt, da er in der Vergangenheit be-
reits zweimal als Schlichter in dieser 
 Sache tätig war. Seine Auffassung zu 
diesem Thema können Sie im Internet 
unter https://www.mdr.de/mdr- 
aktuell-nachrichtenradio/audio/ 
audio-2575206.html anhören. Aus 
 seiner Sicht trägt die Deutsche Bahn  
die Hauptschuld daran, dass diese  
Tarifverhandlungen noch nicht zu ei-
nem gütlichen Ende gekommen sind.

Herzliche Grüße 

Ihr  
 
 

Kai Rosenberger
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Die Landesregierung hat be-
kanntlich entschieden, dass 
das Tarifergebnis TV-L 2023 
zeitgleich und systemgerecht 
im Einklang mit den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben auf 
alle Beamtinnen und Beamten, 
Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte, Versorgungsem-
pfängerinnen und Versor-
gungsempfänger sowie Emp-
fängerinnen und Empfänger 
von Alters- und Hinterbliebe-
nengeld übertragen werden 
soll. Im Zuge dieser Übertra-
gung soll neben der Inflations-
ausgleichszahlung von insge-
samt 3 000 Euro der zum 1. No-
vember 2024 tariflich verein-
barte Sockelbetrag in Höhe von 
200 Euro systemgerecht in 
Form einer linearen Anpassung 
in Höhe von 3,6 Prozent auf die 
Besoldung und Versorgung 
übertragen werden. Die weite-
re tarifliche Entgeltsteigerung 
zum 1. Februar 2025 in Höhe 
von 5,5 Prozent, mindestens 
jedoch 340 Euro, soll als weite-
re systemgerechte lineare An-
passung in Höhe von 5,6 Pro-
zent gewährt werden. Dabei 
wird der tariflich vereinbarte 
Mindestbetrag ebenfalls sys-
temgerecht in Form einer er-
gänzenden linearen Anpassung 
von 0,1 Prozent berücksichtigt. 
Beim Finanzministerium und 
auch beim BBW ist man der 

Auffassung, dass die Umrech-
nung des tariflichen Sockel- 
sowie des Mindestbetrags  
aufgrund des in der Grundge-
haltstabelle verankerten Ab-
standsgebots zwischen den Be-
soldungsgruppen erforderlich 
ist. Denn das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seiner Ent-
scheidung vom 23. Mai 2017 
hierzu ausgeführt, dass ein 
Verbot besteht, relative Ab-
stände zwischen den Besol-
dungsgruppen abzuschmelzen.

In Anbetracht der höchstrich-
terlich verordneten Verpflich-
tung Beamtinnen und Beamte 
verfassungskonform zu besol-
den, plant das Land „rechtlich 
gebotene, ergänzende Maß-
nahmen“. Auf der Startseite 
des Landesamts für Besoldung 
und Versorgung Baden-Würt-
temberg (LBV) liest sich das 
wie folgt: „Denkbar ist bei-
spielsweise eine gestaffelte 
jährliche Sonderzuwendung 
für bestimmte Besoldungs-
gruppen. Diese Maßnahmen 
tragen auch zur Einhaltung des 
Mindestabstands zum Grund-
sicherungsniveau in der Besol-
dung bei. Zusammen mit der 
Tarifübertragung ist dies als 
Gesamtpaket zu verstehen.“

In den vergangenen Wochen 
erreichte uns sowie auch unse-
re Fachgewerkschaften und 

Verbände eine Vielzahl von An-
fragen, bei denen es immer um 
die Frage ging, wie es denn nun 
konkret mit diesem Zuschlag 
aussehe, der seit 22. Dezember 
2023 auf der Startseite des LBV 
thematisiert wird. 

Der BBW ist seit dem 12. De-
zember 2023 in Gesprächen 
mit dem Finanzministerium, 
um auszuloten, was möglich 
ist. Unsere Präferenz ist eine 
zusätzliche deutliche lineare 
Erhöhung der Besoldung für 
sämtliche Besoldungsgruppen. 
Hessen und Sachsen gehen 
hier mit gutem Beispiel voran. 
Selbstverständlich müssen die 
Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger 
hier ebenfalls berücksichtigt 
werden. Die Überprüfung der 
verfassungsrechtlich maßgebli-
chen Abstände, einerseits nach 
unten zum sozialhilferechtli-
chen Existenzminimum (die ab-
solute Untergrenze wurde hier 
auf 15 Prozentpunkte festge-
legt) und andererseits zwi-
schen den Besoldungen (inner-
halb von fünf Jahren dürfen 
sich die Abstände um nicht 
mehr als zehn Prozent verrin-
gern), ist doch sehr komplex, 
da eine Vielzahl von Zahlen 
(teilweise extern) eingeholt 
und überprüft werden muss. 
Das Finanzministerium nimmt 
in seiner Begründung bezüglich 

der Umrechnung des Sockels in 
eine lineare Besoldungserhö-
hung zu Recht Bezug auf das 
BVerfG-Urteil vom 23. Mai 
2017 zum Abstandsgebot in 
Sachsen, in welchem unter an-
derem ausgeführt wird, dass es 
beim Abstandsgebot „auf rela-
tiv gleichbleibende Abstände 
in der Besoldung der unter-
schiedlich bewerteten Ämter 
ankommt“ (und eben nicht auf 
absolut gleichbleibende Ab-
stände). Das BVerfG führt aus, 
dass absolute Erhöhungen be-
stehende relative Unterschiede 
zwischen den Besoldungsgrup-
pen abschmelzen. Wenn der 
Besoldungsgesetzgeber für 
niedrigere Besoldungsgruppen 
eine Anpassung in bestimmter 
Höhe als für eine amtsange-
messene Alimentation erfor-
derlich erachtet, muss er hier-
an für alle Beamtinnen und 
Beamten festhalten, sofern er 
mit der Differenzierung keine 
Umgestaltung des Besoldungs-
systems oder eine Neubewer-
tung von Statusämtern vor-
nimmt. 

Klar ist, sobald wir hier über 
konkrete Ideen und Vorschläge 
der Landesregierung berichten 
können, werden wir das selbst-
verständlich tun. Interessant 
ist in diesem Zusammenhang, 
was andere Bundesländer der-
zeit planen beziehungsweise 

Ergänzende Maßnahmen zur Anpassung der Besoldung

Nachgefragt: Zuschlag für eine                           
verfassungskonforme Alimentation
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wie diese gedenken, die verfas-
sungskonforme Besoldung zu 
gewährleisten. 

Wie bereits im Editorial der Ja-
nuarausgabe des BBW Maga-
zins angemerkt, ist Baden-
Württemberg beileibe nicht 
das einzige Bundesland, das 
den im Tarifvertrag vereinbar-
ten Sockelbetrag von 200 Euro 
zum 1. November 2024 in eine 
lineare Besoldungserhöhung 
umrechnet. Auch Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen wollen 
dies tun. Dass diese Umwand-
lung hierzulande anders aus-
fällt als andernorts, ist unserer 
– nicht zuletzt durch das 
4-Säulen-Modell – im Vergleich 
mit anderen Bundesländern 
höheren Besoldungsstruktur 
geschuldet. Daraus folgt, dass 
bei einer kostenneutralen Um-
rechnung ein niedriger linearer 
Erhöhungsbetrag als Ergebnis 
steht. 

Viele Kritiker, die die 3,6 Pro-
zent als zu niedrig bemängel-
ten, bezogen sich auf eine Seite 
im Internet (https://oeffent 
licher-dienst.info/beamte/bw), 
auf der Baden-Württemberg 
im Vergleich zu anderen Bun-
desländern schlecht abschnei-

det. Diese Internetadresse  
erweckt zwar den Anschein of-
fizielle Seite einer Behörde zu 
sein, bei genauerem Hinsehen 
wird sie diesem Anspruch aber 
nicht gerecht. Wenn man sich 
die Mühe macht und nach dem 
Herausgeber dieser Seite sucht, 
erlebt man eine Überraschung: 
Im Impressum wird die ISAR 
S.A.S., eine Gesellschaft mit 
Sitz in Kolumbien (Südameri-
ka), angegeben. Vorsicht ist 
also angesagt, zumal auf dieser 
Seite weder Hintergründe be-
züglich der verfassungskon-
formen Alimentation berück-
sichtigt werden noch im 
Beispielsfall von Baden-Würt-
temberg das 4-Säulen-Modell 
in irgendeiner Form Nieder-
schlag findet. Fakt aber ist: 
Während andere Bundesländer 
noch Besoldungsgruppen von 
A 5 haben, beginnt in Baden-
Württemberg der mittlere 
Dienst mit der Eingangsbesol-
dung A 8. Auch die Endbesol-
dung des mittleren Dienstes in 
A 10+Z und die Eingangsbesol-
dung des gehobenen Dienstes 
in A 10 (beziehungsweise A 11 
im technischen Dienst), die es 
ausschließlich in Baden-Würt-
temberg gibt, findet keinerlei 
Erwähnung. 

Diese Seite will allein auf die 
Übertragung des Tarifergebnis-
ses auf die Beamtenschaft in 
den Ländern eingehen. Doch 
dies ist gar nicht möglich, 
wenn es Bundesländer wie 
zum Beispiel Brandenburg oder 
Thüringen gibt, in denen die 
Übertragungszeitpunkte vor-
gelagert wurden beziehungs-
weise werden, um die verfas-
sungskonforme Alimentation 
zu erreichen. Die Thematik 
„Übertragung des Tarifergeb-
nisses auf die Beamtenschaft“ 
und „Erreichen einer verfas-
sungskonformen Besoldung“ 
können deshalb nicht mehr ge-
trennt voneinander betrachtet 
werden, da sie sich in einigen 
Bundesländern gegenseitig be-
dingen.

Es gibt viele Wege, die verfas-
sungskonforme Alimentation 
sicherzustellen, doch empfinde 
ich es als unlauter, wenn aus-
schließlich die Tarifübertra-
gung auf dieser Seite herange-
zogen und verglichen wird. Die 
Familienzuschläge, insbeson-
dere für Kinder, die Beihilfesät-
ze für Angehörige, die Anrech-
nung von Partnereinkommen, 
die Streichung des Weihnachts-
geldes (Schleswig-Holstein) 

und andere Dinge bleiben un-
berücksichtigt. 

Seit der Föderalismusreform 
2006 entwickeln sich die Besol-
dungen in den Bundesländern 
und im Bund auseinander. Ein 
Vergleich wird zunehmend 
schwieriger, da die Komplexi-
tät der Besoldung der verschie-
denen Dienstherren immer 
weiter zunimmt. Der bloße 
Vergleich der Grundgehalts-
tabellen und das Negieren der 
Wochenarbeitszeit, der Einstu-
fung der einzelnen Laufbah-
nen, der Beförderungsperspek-
tiven und anderer mittelbarer 
Besoldungs- und Karrierefakto-
ren, ist unseriös und teilweise 
sogar populistisch. Der BBW 
wird im März weitere Gesprä-
che mit dem Finanzministeri-
um führen, mit dem Ziel, dass 
alle Beamtinnen und Beamten 
durchgängig darauf vertrauen 
dürfen, dass ihre Besoldung, 
auch wenn sie subjektiv nicht 
immer angemessen scheint, 
doch dann objektiv zumindest 
verfassungskonform ist. 
 

Kai Rosenberger,  

Landesvorsitzender

Im Vorfeld der Beratungen zum Doppelhaushalt 2025/2026

Finanzminister spricht von  
wenig Spielraum
Noch bevor die Beratungen 
über den Doppelhaushalt für 
die Jahre 2025 und 2026 be-
gonnen haben, warnt Finanz-
minister Danyal Bayaz vor zu 
hohen Erwartungen. Sinken-
de Steuereinnahmen und 
steigende Personalkosten 
sorgten für wenig Spielraum. 

Bevor über zusätzliche Aus-
gaben gesprochen werden 
könne, müsse eine Deckungs-
lücke von 7,3 Milliarden Euro 

in der mittelfristigen Finanz-
planung ge schlossen wer-
den, sagte Bayaz im Februar. 
Anfang des Jahres war das 
Ministerium noch von einem 
Haushaltsloch von rund 
5,3 Milliarden Euro ausge-
gangen. Gründe für den An-
stieg seien das Tarifergebnis 
im öffentlichen Dienst, die 
Tilgung von Coronanotkredi-
ten und Mehrausgaben für 
Geflüchtete. Sorgen berei-
ten zudem die Steuereinnah-

men. Schon im vergangenen 
Jahr hatte das Land rund 
600 Millionen Euro weniger 
an Steuern eingenommen, 
als ursprünglich prognosti-
ziert wurden. Die Oktober-
Steuerschätzung hatte für 
2024 und 2025 zwar noch 
von Mehreinnahmen von    
je rund 600 Millionen Euro 
gesprochen. Damals lag die 
Wachstumsprognose aller-
dings noch bei 1,3 Prozent 
und 1,5 Prozent. Inzwischen 

rechnet die Bundes regierung 
für 2024 aber nur noch mit 
einem Plus von 0,2 Prozent. 
Die Steuerschätzung im Mai 
werde zeigen, ob es über-
haupt zusätzliche Spielräu-
me gebe, heißt es im Minis-
terium. Bayaz fordert schon 
jetzt, sich auf Priori täten zu 
konzentrieren. Es werde 
nicht möglich sein, im Dop-
pelhaushalt „viele Schwer-
punkte gleichzeitig“ zu 
 setzen.
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In diesem Bericht verweist die 
Landesregierung darauf, dass 
bereits eine produktive Cloud-
Infrastruktur für den eigenen 
Fachverfahrensbetrieb durch 
BITBW (Baden-Württemberg 
Informationstechnik GmbH) 
existiere. Man habe Standardi-
sierungsvorgaben erarbeitet, 
die die Austauschbarkeit ein-
zelner Komponenten der IT-Ge-
samtarchitektur ermöglichen. 
Im Einzelnen heißt es in dem 
Papier:

 < Ausrichtung der  

IT-Systeme des Landes

Um die Wahlmöglichkeit be-
züglich des Speicherorts der 
landeseigenen Daten sowie der 
in der Landesverwaltung ein-
gesetzten Anwendungssyste-
me aufrechtzuerhalten, wurde 
die Cloud-Infrastruktur der 
Landesverwaltung weiter aus-
gebaut. Ziel ist es, für den Be-
trieb der Fachverfahren sowie 
des Standardarbeitsplatzes der 
Landesverwaltung eine skalier-
bare und wirtschaftliche Be-
triebsumgebung aufzubauen. 

Nach der bereits erfolgten 
technischen Bereitstellung der 
Cloud-Plattform durch die IT 
Baden-Württemberg (BITBW) 

finden gegenwärtig weitere Ar-
beiten statt, die sich auf die 
Automatisierung der Beauftra-
gung im Rahmen von Selfser-
vices für die Kundin bezie-
hungsweise den Kunden sowie 
die Abrechnung beziehen. Dar-
über hinaus wird die Zusam-
menarbeit mit externen Cloud-
Anbietern forciert, um die 
Multi-Cloud-Fähigkeit der Lan-
des-Cloud-Infrastruktur zu ge-
währleisten. Diese Arbeiten 
sollen innerhalb des Jahres 
2024 weitgehend abgeschlos-
sen werden.

Gleichzeitig hat man zugehöri-
ge Standards im Kontext der 
Cloud-Fähigkeit und Zukunfts-
fähigkeit von Fachanwendun-
gen mit der Fortschreibung der 
Verwaltungsvorschrift des Mi-
nisteriums des Inneren, für Di-
gitalisierung und Kommunen 
über die IT-Standards des Lan-
des (VwV IT-Standards) weiter-
entwickelt. 

Die Ausrichtung der IT-Systeme 
an den Zielen der digitalen Sou-
veränität erfordert bei einer 
Vielzahl von Fachanwendungen 
Modernisierungsmaßnahmen. 
Zur Abschätzung des damit ver-
bundenen Aufwands wurde 
eine Erfassung der betroffenen 

Fachverfahren durchgeführt. 
Der tatsächliche Modernisie-
rungsbedarf ist jedoch für jede 
einzelne Anwendung im Zu-
sammenhang mit der fachli-
chen Anforderung und dessen 
tatsächlicher Relevanz zu be-
trachten. Zugleich ist er mit der 
Frage verbunden, inwieweit die 
Anwendung lediglich ein Hilfs-
mittel aufgrund fehlender 
Funktionalität der eigentlichen 
Fachanwendung darstellt.

Mit dem am 10. Juli 2023 durch 
die EU-Kommission erlassenen 
Durchführungsbeschluss über 
die Angemessenheit des 
Schutzniveaus für personenbe-
zogene Daten nach dem Da-
tenschutzrahmen EU-USA, soll 
für die Übermittlung perso-
nenbezogener Daten an zertifi-
zierte Unternehmen der USA, 
die sich zur Einhaltung detail-
lierter Datenschutzauflagen 
verpflichten, Rechtssicherheit 
gelten. Eine abschließende da-
tenschutzrechtliche Beurtei-
lung, insbesondere durch den 
Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informa-
tionsfreiheit Baden-Württem-
berg, steht jedoch noch aus. 
Inwieweit die Nutzung privat-
wirtschaftlicher Cloud-Dienst-
leister als „sicher“ eingestuft 

werden kann, hängt letztend-
lich vor allem von der Art des 
zu nutzenden Dienstes bezie-
hungsweise von der den Dienst 
aufrufenden Fachanwendung 
ab. Zusätzlich sind für eine ver-
lässliche Einschätzung detail-
lierte Einblicke in die techni-
sche Verarbeitung der Daten 
seitens des Cloud-Betreibers 
zur Laufzeit der Anwendung 
erforderlich.

Auch wenn aus datenschutz-
rechtlicher Sicht keine Einwän-
de gegenüber der Nutzung von 
US-amerikanischen Cloud-An-
bietern bestehen sollten, könn-
te die Landesverwaltung bei 
umfassender Verwendung auf-
grund sukzessive wachsender 
Abhängigkeiten letztendlich 
die Hoheit über ihre Daten ver-
lieren.

 < Kriterien für die  

Klassifizierung von Daten 

Die Landesverwaltung klassi-
fiziert Daten nach wie vor ge-
mäß der Verschlusssachenan-
weisung (VSA); optional wird 
weiterhin das Traffic Light Pro-
tokoll nach den Vorgaben des 
Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik ange-
wandt.

Aus dem Bericht der Landesregierung zum Stand der Dinge

Die Landes-IT zwischen Cloud  
und digitaler Souveränität
Der Rechnungshof hat in seiner Denkschrift 2022 empfohlen, die IT-Kommunikation dauerhaft 
an den Kriterien der digitalen Souveränität auszurichten und dabei auch die Möglichkeit der Nut-
zung externer Cloud-Dienste zu prüfen. Der Finanzausschuss des Landtags hat die Empfehlung 
aufgegriffen und Mitte vergangenen Jahres die Landesregierung aufgefordert bis Ende Februar 
2024 einen Bericht zum aktuellen Stand der Dinge vorzulegen. 
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 < Die Cloud-Strategie 

Die Landesverwaltung setzt 
auf die Fortschreibung der Ver-
waltungsvorschrift IT-Stan-
dards sowie entsprechende 
Maßnahmen zum weiteren 
Ausbau der Cloud-Infrastruktur 
der BITBW. Eine Fortschreibung 
der Cloud-Strategie des Landes 
als isolierte Einzelstrategie 
wird als nicht zielführend er-
achtet. Insgesamt wird die wei-
tere Ausrichtung der Landes-
verwaltung im Themenfeld 
„Cloud“ im Rahmen der in Ar-
beit befindlichen IT-Strategie 
des Landes behandelt.

 < Zielbild für den künftigen 

Standardarbeitsplatz 

Die zuletzt zwischen dem Mi-
nisterium des Inneren, für Digi-
talisierung und Kommunen 
und der BITBW sowie der Firma 
Microsoft stattgefundenen 
Verhandlungen sehen eine 
Nutzungsmöglichkeit neuer 

On-Premises-Lizenzen voraus-
sichtlich bis zum Jahr 2031 vor. 
Der IT-Rat hat in seiner Sitzung 
vom 15. Januar 2024 unter Be-
rücksichtigung der in Bezug auf 
die Verwendung von Micro-
soft-Produkten neuen Rah-
menbedingungen ein Zielbild 
beschlossen, das die daten-
schutzkonforme Nutzung von 
Microsoft sowie den Aufbau 
einer alternativen Arbeitsum-
gebung vorsieht. Mit dieser 
vorrangig auf Open-Source-
Software basierenden Arbeits-
umgebung werden insbeson-
dere die Ziele der digitalen 
Souveränität adressiert, gleich-
zeitig stellt sie eine kosten-
günstige Alternative im Ver-
gleich zu Microsoft Office zur 
Verfügung.

Nach wie vor bleibt eine we-
sentliche Voraussetzung für 
den Einsatz der alternativen 
Arbeitsumgebung bestehen: 
die Modernisierung der Fach-
anwendungen. Nach der Iden-

tifikation der betroffenen Ver-
fahren finden diesbezüglich 
aktuell Aufwandsabschätzun-
gen statt.

 < Maßnahmen für einen  

sicheren Betrieb des  

Standardarbeitsplatzes

Der sichere Betrieb des Stan-
dardarbeitsplatzes sowie die 
Funktionsfähigkeit der damit 
verbundenen Fachanwendun-
gen sind auch nach Herbst 
2025 gewährleistet. Dennoch 
ist für das Erreichen der Souve-
ränitätsziele der Landesverwal-
tung entscheidend, bereits 
heute für den Zeitraum nach 
dem Jahr 2025 die Modernisie-
rung veralteter beziehungswei-
se herstellerabhängiger Fach-
verfahren zu planen und 
durchzuführen. 

Dies ist ebenfalls erforderlich, 
um die durchgängige Ende-zu-
Ende-Digitalisierung von Ver-
waltungsprozessen zu errei-

chen. Das Ministerium des 
Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen unterstützt die 
Ressorts bei der Analyse des 
Modernisierungsbedarfs und 
erarbeitet aktuell Lösungsmög-
lichkeiten für die Umstellung 
der Fachanwendungen auf zu-
kunftsfähige Technologien.

 < Zusammenarbeit  

mit IT-Dienstleistern

Im Rahmen der Arbeitsgruppe 
„Cloud Computing und digitale 
Souveränität“ des IT-Planungs-
rates finden weiterhin regel-
mäßige Abstimmungen auf 
Bund-/Länderebene statt. Die 
zugehörigen Aktivitäten zur 
Stärkung der digitalen Souve-
ränität werden dabei zuneh-
mend durch die Föderale IT-Ko-
operation (FITKO) gesteuert. Es 
findet weiterhin ein Austausch 
mit anderen Ländern statt, ins-
besondere mit dem Land Nord-
rhein-Westfalen. 
 

Gespräch mit dem Präsidenten der Oberfinanzdirektion Karlsruhe

Regelmäßigen Austausch vereinbart
BBW-Vorsitzender Kai Rosen-
berger hat sich im Februar 
2024 zu einem Gedankenaus-
tausch mit Oberfinanzpräsi-
dent Dr. Bernd Kraft getroffen. 
Kraft hatte im Juli vergange-
nen Jahres die Nachfolge von 
Hans-Joachim Stephan als Chef 
der Karlsruher Mittelbehörde 
angetreten. Kraft und Rosen-
berger vereinbarten, den regel-
mäßigen Austausch fortzuset-
zen, den der BBW-Vorsitzende 
bereits mit Krafts Vorgänger 
gepflegt hatte. 

Gesprochen hat man über die 
Anhebung der Parkplatzpreise 
in Stuttgart durch die Park-
raumbewirtschaftung (von 25 
Euro auf 69 Euro im Monat), die 
41-Stunden-Woche im Beam-
tenbereich, die auch der Präsi-
dent der Oberfinanzdirektion 
Karlsruhe für zu hoch hält. 
Kraft bestätigte, dass auf den 

Ausbildungsmessen, zu denen 
die Steuerverwaltung geht, po-
tenzielle Nachwuchskräfte an-
fängliches Interesse an einem 
Beruf im Beamtenverhältnis 

aufgrund der hohen Wochen-
arbeitszeit verlieren. Hinzu 
komme, dass die Durchlässig-
keit der Laufbahnen zwar für 
den mittleren und den gehobe-

nen Dienst Perspektiven bietet, 
aber nicht für den höheren 
Dienst.

Die Oberfinanzdirektion Karls-
ruhe ist die Mittelbehörde der 
baden-württembergischen Fi-
nanzverwaltung. Sie ist zustän-
dig für die Dienst- und Fach-
aufsicht der 65 Finanzämter 
landesweit sowie der sechs 
staatlichen Hochbauämter des 
Bundesbaus. Daneben wickelt 
die der Oberfinanzdirektion an-
geschlossene Landesoberkasse 
den gesamten Zahlungsver-
kehr des Landes ab. Die Ober-
finanzdirektion gliedert sich in 
vier Abteilungen und zwei 
Stabsstellen. Neben Karlsruhe 
gibt es Standorte in Stuttgart 
und Freiburg. Zum Geschäfts-
bereich der Oberfinanzdirekti-
on zählen über 17 000 Beschäf-
tigte. 
 

 < BBW-Chef Kai Rosenberger (links) mit Dr. Bernd Kraft, dem Präsidenten der 
Oberfinanzdirektion Karlsruhe
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Bei Auftaktveranstaltung gemeinsame Erklärung verabschiedet

BBW unterstützt das „Bündnis für  
Demokratie und Menschenrechte“
Der BBW unterstützt das 
„Bündnis für Demokratie und 
Menschenrechte“, das am 25. 
Januar 2024 in Stuttgart zu sei-
nem Auftakttreffen zusam-
mengekommen ist. „Als Vorsit-
zender des BBW steht für mich 
die klare Positionierung gegen 
Rechtsextremismus und für 
eine offene, demokratische Ge-
sellschaft mit an erster Stelle“, 
erklärte BBW-Chef Kai Rosen-
berger im Anschluss an die 
Auftaktveranstaltung. Ge-
meinsam mit anderen demo-
kratischen Parteien und Ver-
bänden setze sich der BBW für 
ein Baden-Württemberg ein,  
in dem Vielfalt und Toleranz 
gelebt werden, betonte der 
BBW-Vorsitzende.

Das „Bündnis für Demokratie 
und Menschenrechte“ ist ein 
breites überparteiliches und 
zivilgesellschaftliches Bündnis 
in Baden-Württemberg. An 
dem Auftaktreffen haben über 
70 Vertreterinnen und Ver-
treter aus Organisationen,  
Kirchen und Religionsgemein-
schaften, Verbänden, Land-
kreisen, Städten und Gemein-
den sowie staatlichen 

Institutionen, Vereinen und 
Parteien in Baden-Württem-
berg teilgenommen, darunter 
auch der BBW. Aufgerufen zu 
diesem Bündnis hatte der SPD-
Landesvorsitzende und Frakti-
onsvorsitzende der SPD im 
Landtag, Andreas Stoch.

Anlass für den Aufruf war ein 
Bericht des Recherche-Netz-
werks Correctiv über ein Ge-
heimtreffen von radikalen 
Rechten, bei dem unter ande-
rem über den Plan einer Mas-
senvertreibung von Millionen 
Menschen gesprochen wurde. 
Seit der Veröffentlichung ha-
ben in vielen Städten Deutsch-

lands Menschen auf der Straße 
gegen rechts demonstriert. 
Beim Auftakttreffen des Bünd-
nisses verabschiedeten die Teil-
nehmenden eine gemeinsame 
Erklärung. „Indem wir als de-
mokratische Mehrheit unsere 
Kräfte bündeln, stellen wir uns 
gemeinsam gegen jegliche 
Form von Extremismus, Anti-
semitismus, Islamfeindlichkeit 
und Menschenfeindlichkeit 
und verteidigen die Grundwer-
te unserer Demokratie. In ei-
nem Schulterschluss aller De-
mokratinnen und Demokraten 
in Baden-Württemberg erhe-
ben wir gemeinsam unsere 
Stimme gegen Verfassungs-

feinde“, heißt es darin. In der 
Erklärung bekennen sich die 
Bündnispartner zu ihren ge-
meinsamen Werten und for-
mulieren einen ersten Rahmen, 
wofür das Bündnis eintritt. Die-
se Erklärung soll als Ausgangs-
punkt für die weitere Arbeit 
dienen. Außerdem wurden 
weitere Schritte des Bündnis-
ses vereinbart. So soll mög-
lichst bald eine Steuerungs-
gruppe auf Arbeitsebene 
eingesetzt werden, die weitere 
Maßnahmen koordiniert. Ge-
plant werden sollen etwa eine 
gemeinsame Kampagne in den 
sozialen Medien und eine zen-
trale Kundgebung. 

Kommunale Verbände mahnen

Gesetz zur Gleichbehandlung  
wird nicht benötigt
Der BBW bekommt Unterstützung für seine ablehnende Haltung gegenüber dem geplantenLandesantidis-

kriminierungsgesetz, das Grün-Schwarz im Dezember 2023 als sogenanntes Gleichbehandlungsgesetz auf 

den Weg gebracht hat. In einem Brief an Ministerpräsident Winfried Kretschmann fordern jetzt Gemeindetag, 

Städtetag und Landkreistag, das geplante Gleich behandlungsgesetz zu überdenken. Das Gesetz werde nicht benö-

tigt, heißt es in einer Nachricht des dpa-Landesdienstes lsw.  „Die Verwaltungen in den Rathäusern und Landratsämtern 

haben sich bereits bisher an Recht und Gesetz, insbesondere an den in der Menschenwürdegarantie und den Grundrechten verankerten Gleich-

behandlungsgrundsatz, gehalten“, schreiben Steffen Jäger vom Gemeindetag, Frank Mentrup vom Städtetag und Joachim Walter vom Landkreis-

tag. Zudem warnen sie: Entscheidungswege würden sich dadurch verzögern.
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BBW-Chef empfängt neuen GdS-Landesvorsitzenden

Ein Kennenlerngespräch mit Rückblenden
BBW-Chef Kai Rosenberger  
hat Ende Januar 2024 Andreas 
Freundt, den neuen Landesvor-
sitzenden der Gewerkschaft 
der Sozialversicherung (GdS), zu 
einem Kennenlerngespräch in 
der BBW-Geschäftsstelle emp-
fangen. Freundt trat die Nach-
folge von Siegfried Zeiher an, 
der von 1990 bis 2023 an der 
Spitze der GdS Baden-Würt-
temberg stand. Im Verlauf der 
Unterredung berichtete der 
neue GdS-Landesvorsitzende, 
dass in dem für seine Mitglie-
der geltenden Tarifvertrag ein 
zusätzlicher Urlaubstag für Ge-
werkschaftsmitglieder ausge-
handelt werden konnte. Mit-
glieder müssten gegenüber 
dem Arbeitgeber die Mitglied-
schaft offenlegen. Bisher ver-
laufe dies reibungslos.

Ausführlich ging Freundt auf 
die erfolgreiche Arbeit seines 
Vorgängers ein, der auf Landes- 
und Bundesebene seine ge-
werkschaftlichen Kenntnisse 

und Erfahrungen eingebracht 
habe. Engagiert habe sich 
Zeiher zudem als Personalrat, 
als Vorsitzender bei der AOK 
Karlsruhe ab 1982 und ab der 
Gründung der AOK Baden-
Württemberg im Jahr 1994 als 
Gesamtpersonalratsmitglied 
und im Gesamtpersonalrats-

vorstand der AOK Baden-Würt-
temberg. Dem BBW-Hauptvor-
stand gehörte Zeiher von 1991 
bis 2023 an, dem Vorstand der 
Seniorenvertretung des BBW 
von 2016 bis 2023 und der 
Hauptversammlung der Bun-
desseniorenvertretung des dbb 
vom März 2016 bis November 

2019. Daneben war er neben 
weiteren ehrenamtlichen  
Tätigkeiten noch Ehrenamtli-
cher Richter beim Finanzge-
richt Baden-Württemberg in 
Karlsruhe. Für sein vielseitiges 
Engagement wurde Zeiher 
jetzt mit der Staufermedaille 
ausgezeichnet. 

 < Kai Rosenberger, Andreas Freundt und Sandra Wengert (von links)
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Siegfried Zeiher erhält die Staufermedaille
Der langjährige GdS-Landes-
vorsitzende Siegfried Zeiher 
wurde jetzt für sein vielseitiges 
Engagement mit der Staufer-
medaille ausgezeichnet. Er er-
hielt die hohe Auszeichnung 
des Ministerpräsidenten dieser 
Tage in seiner Heimatgemein-
de Karlsdorf-Neuthard aus den 
Händen des Karlsruher Landra-
tes Dr. Christoph Schnaudigel. 
Zahlreiche Gäste, unter ihnen 
Bürgermeister Sven Weigt, der 
Bundesvorsitzende der GdS 
und stellvertretende Bundes-
vorsitzende des dbb, Maik 
Wagner, BBW-Vize Joachim 
Lautensack, Weggefährten aus 
der beruflichen und gewerk-
schaftlichen Schaffenszeit und 
vor allem Freunde und Famili-
enmitglieder verliehen der Ver-

anstaltung den verdient ehren-
vollen Rahmen. Die erstmals 
1977 verliehene Stauferme-
daille ist eine persönliche Aus-
zeichnung des Ministerpräsi-
denten für Verdienste um das 

Land Baden-Württemberg und 
seine Bevölkerung. Mit ihr sol-
len Verdienste um das Gemein-
wohl geehrt werden, die im 
Rahmen ehrenamtlichen, ge-
sellschaftlichen und bürger-

schaftlichen Engagements er-
worben wurden. Der hohe 
Stellenwert der Auszeichnung 
wird dadurch deutlich, dass 
diese nur etwa 50-mal im Jahr 
verliehen wird. „Der Wert des 
Ehrenamtes“, sagte Christoph 
Schnaudigel in seiner Laudatio, 
„wird dann deutlich, wenn man 
die einzelnen kleinen und gro-
ßen Beiträge zusammenfügt. 
Mit der Ehrung macht das Land 
deutlich, dass auch Impulse aus 
dem Ehrenamt nachhallen und 
Veränderungen bewirken.“ Der 
Landrat listete zahlreiche Le-
bensdaten und Leistungen des 
Geehrten auf ebenso wie der 
Bundesvorsitzende der GdS, 
Maik Wagner, und Joachim 
Lautensack für den BBW. 
  < Siegfried Zeiher und Landrat Dr. Christoph Schnaudigel
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Gute Zusammenarbeit  
jetzt neu besiegelt
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Gedankenaustausch mit dem Bezirksvorsitzenden der VRFF – Die Mediengewerkschaft

Düsteres Bild der Gesamtsituation  
vermittelt 
BBW-Chef Kai Rosenberger hat 
am 19. Februar 2024 den Vor-
sitzenden der VRFF – Die Medi-
engewerkschaft, Bezirk SWR, 
Stefan Rettner, zu einem Ge-
dankenaustausch in der BBW-
Geschäftsstelle in Stuttgart 
empfangen. Im Mittelpunkt 
der Unterredung standen die 
Tarifverhandlungen, die Mitte 
März anstehen, und die Um-
bruchsituation in den öffent-
lich-rechtlichen Sendeanstal-
ten.

Rettners Bericht vermittelte 
ein düsteres Bild der Gesamt-
situation. Derzeit warte man 
auf den neuen Bericht der 
Kommission zur Ermittlung des 
Finanzbedarfs der Rundfunk-
anstalten (KEF), von dem man 
sich nichts Gutes erwarte. Im 
Gegenteil. Man gehe vielmehr 
davon aus, dass die zu erwar-
tenden Sparmaßnahmen zum 
Arbeitsplatz- und Standortab-
bau sowie zur Auslagerung von 
Bereichen führen wird. Rettner 
befürchtet, dass die Auslage-
rung schließlich dazu führen 

wird, dass diese Bereiche nicht 
mehr tarifgebunden sind. Hin-
zu komme, dass der Personal-
rat für diese Bereiche nicht 
 Zuständig sei und es keinen 
Gesamtpersonalrat gibt. 
 Kritisch sieht der Bezirksvor-
sitzende der VRFF-Medien-
gewerkschaft auch die be-

absichtigte Schaffung von 
bundesweiten Kompetenz-
zentren. 

Stefan Rettner ist die Zusam-
menarbeit mit der Dachorga-
nisation seiner Gewerkschaft 
wichtig. Das betonte er auch 
im Gespräch mit BBW-Chef  

Rosenberger. Deshalb habe er 
sich auch schon wiederholt 
beim dbb für die Reaktivierung 
der Medienkonferenz einge-
setzt. Er spricht sich für regel-
mäßige digitale Treffen im 
Sechs- bis Acht-Wochen-
Rhythmus aus.  
 

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch beim BBW in Stuttgart (von rechts): BBW-Chef Kai Rosenberger;  
Stefan Rettner, Bezirksvorsitzender SWR der VRFF – Die Mediengewerkschaft; Sandra Wengert, juristische   
Referentin beim BBW.

©
 B

B
W

Gemeinsam mit Petra Hasebrink, der Landesdirektorin ÖD der 
BBBank (Mitte), haben die beiden Juristinnen des BBW, BBW-Ge-
schäftsführerin und Justiziarin Susanne Hauth (rechts) sowie die 
juristische Referentin des BBW, Sandra Wengert (links), den Ko-
operationsvertrag zwischen BBBank und dem BBW neu gestaltet 
und damit zugleich die gute und erfolgreiche Zusammenarbeit 
neu besiegelt.
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Bundesjugendausschuss in Berlin mit vollem Programm

Das Schwerpunktthema: die Europawahl
Am 16. und 17. Februar 2024 
fand in diesem Jahr der erste 
Bundesjugendausschuss der 
dbb jugend (dbbj bund) in Ber-
lin statt, zu dem auch eine  
Delegation der bbw-jugend 
 angereist war. Im Rahmen 
 zahlreicher Diskussionen und 
vieler Gespräche konnten 
wichtige Themen besprochen 
und Positionen für die Zukunft  
beschlossen werden. Schwer-
punktthema war die anstehen-
de Europawahl im Juni dieses 
Jahres. Hierzu fand eine span-

nende Podiumsdiskussion  
mit Mitgliedern des europäi-
schen Parlaments zum Thema 
„Arbeitsmarkt der Zukunft“ 
statt. Dabei wurden auch Ent-
würfe von Wahlprüfsteinen  
zur Europawahl vorgestellt. 
Ausgiebig wurde auch über  
das Positionspapier zum mo-
dernen Berufsbeamtentum 
 diskutiert, in dem wichtige 
 Entwicklungsperspektiven  
und Forderungen für die kom-
menden Jahre festgeschrieben 
sind. In diese Diskussion einge-

bunden war zeitweise auch der 
dbb Bundesvorsitzende Ulrich 
Silberbach. 

Im Anschluss daran stellte die 
Arbeitsgemeinschaft „Sicher-
heit im öD“ ihre Forderungen 
zu dem sehr wichtigen Thema 
„Sicherheit am Arbeitsplatz im 
öffentlichen Dienst“ vor. Auf-
gelistet wurden die für not-
wendig erachteten Verbes-
serungen in diesem Bereich 
anhand 16 konkreter Forderun-
gen. Dazu gehören eine klare 

Null-Toleranz-Strategie nach 
innen und außen, Angebote  
für Prävention, Nachsorge und 
baulicher Verbesserung sowie 
verpflichtende Fortbildungen 
zum Thema Eigenschutz und 
Evaluationen. Abgerundet wur-
de das Programm durch eine 
Diskussion mit Bundestarif- 
chef Volker Geyer zum Thema 
Jugend und Einkommensrun-
den sowie durch die Lagebe-
richte der Arbeitsgruppen und  
der jugendpolitischen Kom-
mission. 

Arbeitsgespräch mit der Spitze des Württembergischen Notarvereins

Im Fokus: Fusion mit badischem Verband
BBW-Chef Kai Rosenberger 
und sein Stellvertreter Alexan-
der Schmid haben Ende Januar 
2024 Jan Arnold, den Vorsit 
zenden des Württembergi-
schen Notarvereins und sei-
nem Kollegen Siegfried Keßler 
zu einem Arbeitsgespräch in 
der BBW-Geschäftsstelle in 
Stuttgart empfangen. Im Mit-
telpunkt der Unterredung 
stand die geplante Fusion des 
Württembergischen und des 
Badischen Notarvereins. 

 < Trafen sich zu einem Arbeitsgespräch in der BBW-Geschäftsstelle in Stuttgart: Sandra Wengert, juristische Refe-
rentin des BBW; BBW-Chef Kai Rosenberger; Susanne Hauth, BBW-Geschäftsführerin und Justiziarin; BBW-Vize 
Alexander Schmid; Siegfried Keßler, Württembergischer Notarverein; Jan Arnold, Vorsitzender des Württembergi-
schen Notarverein (von links).

©
 J

a
n

 B
re

n
n

e
r

©
 B

B
W

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 B

a
d

e
n

-W
ü

rt
te

m
b

e
rg

11

> BBW Magazin | März 2024

<BBW – Beamtenbund Tarifunion



Entlastungsallianz bittet Unternehmen um Unterstützung

Gemeinsam die Bürokratie stoppen:  
belastende Berichts- und Dokumentations-
pflichten melden
Die Partner der Entlastungsallianz für Baden-Württemberg rufen Unternehmen und Verwaltung auf, 
jegliche bürokratischen Belastungen, insbesondere belastende Dokumentations- und Berichtspflich-
ten, aus dem Landesrecht zu melden. Wirtschaftsministerin Hoffmeister-Kraut: „Bei unverhältnis-
mäßigen Belastungen wollen wir den Rotstift ansetzen. Je mehr Unternehmen sich beteiligen, desto 
effektiver können wir sie entlasten.“

Die Gründung der Entlastungs-
allianz für Baden-Württemberg 
war im Juli 2023 zwischen Lan-
desregierung, den Kommuna-
len Landesverbänden sowie 
Wirtschafts- und Finanzver-
bänden vereinbart worden. Ge-
meinsam hat man sich dabei 
auf ein Arbeitsformat zum Ab-
bau bürokratischer Belastun-
gen sowie zur Aufgaben- und 
Standardkritik verständigt. Das 
neue Gremium hat im Novem-
ber 2023 die Arbeit mit dem 
Ziel aufgenommen, Baden-
Württemberg als starken Wirt-
schaftsstandort zu erhalten 
und zukunftsfähig aufzustel-
len. 

Die neue gemeinsame Allianz 
hat sich den Abbau von Regu-
lierung, die Modernisierung 
von Prozessen, die Verschlan-
kung von Verfahren und ein 
Mehr an Geschwindigkeit zur 

Aufgabe gemacht – alles Fak-
toren, die entscheidend für die 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts sind. 

„Wir wollen Regelungen auf-
spüren, bei denen der Aufwand 
für Wirtschaft, Verwaltung 
oder Bürgerinnen und Bürger 
in einem Missverhältnis zum 
verfolgten Zweck steht“, erläu-
tert Nicole Hoffmeister-Kraut, 
Ministerin für Wirtschaft, Ar-
beit und Tourismus, die jetzt 
eingeleitete Aktion. 

Die eingereichten Meldungen 
werden von den Partnern der 
Entlastungsallianz systema-
tisch geprüft. Ziel ist es, bei ei-
ner Vielzahl an Berichts- und 
Dokumentationspflichten kri-
tisch zu hinterfragen, ob die 
jeweiligen Vorgaben verzicht-
bar sind oder ob es zumindest 
Möglichkeiten zur Vereinfa-

chung gibt. „Wir möchten in 
die Prüfung insbesondere die 
Perspektive der Wirtschaft 
miteinbeziehen. Je mehr Un-
ternehmen sich beteiligen, des-
to effektiver können wir sie 
entlasten“, sagt die Ministerin. 
Bedingt durch internationale 
Spannungen, die digitale und 
ökologische Transformation 
der Wirtschaft und den Fach-
kräftemangel stünden die Un-
ternehmen im Land derzeit vor 
ausgesprochen großen Heraus-
forderungen. Hinzu kämen die 
Kosten durch eine überborden-
de und zum Teil unnötige Büro-
kratie. Dies binde Ressourcen, 
die an anderer Stelle dringend 
benötigt würden.

Claus Paal, Präsident der IHK 
Region Stuttgart, pflichtet ihr 
bei und betont: „Im Interesse 
unserer Mitgliedsunternehmen 
und der regionalen Wirtschaft 

haben wir das Ziel ‚Bürokratie-
abbau‘ schon länger und sehr 
präsent auf der Agenda.“ Die 
immer größer werdende Regu-
lierungsdichte und die dadurch 
entstehenden Bürokratieaus-
gaben seien Kostentreiber für 
die Unternehmen und damit 
ein Wettbewerbsnachteil. Um 
konkret zu handeln, habe man 
bei der IHK Region Stuttgart 
technische Tools entwickelt, 
die jetzt auch künstliche Intelli-
genz nutzen, um konkrete Bei-
spiele unter die Lupe zu neh-
men und daraus systematische 
Lösungsansätze zu entwickeln. 
„Gerne unterstützen wir das 
Land mit unseren Program-
men“, sagt der IHK-Präsident 
und erläutert: „Je mehr Rück-
meldungen aus den Betrieben 
in unsere Tools fließen, desto 
schneller und besser können 
wir Lösungsansätze erarbei-
ten.“
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Mit Unterstützung des Philologenverbandes BW

Lehrer klagen für die Erfassung ihrer Arbeitszeit
Zwei vollzeitbeschäftigte gym-
nasiale Lehrkräfte haben mit 
Unterstützung des Philologen-
verbandes Baden-Württem-
berg (PhV BW) Klagen gegen 
das Land Baden-Württemberg 
eingereicht, um eine Arbeits-
zeiterfassung durch den 
Dienstherrn für Lehrkräfte zu 
erzwingen. Beide Pädagogen 
haben für sich selbst mehrere 
Jahre lang ihre tägliche Arbeits-
zeit aufgezeichnet. 

Trotz Urteil des Bundesarbeits-
gerichts (1 ABR 22/21 vom  
13. September 2022), wonach 
alle Arbeitgeber gemäß dem 
deutschen Arbeitsschutzgesetz 
zur Erfassung der Arbeitszeit 
ihrer Beschäftigten verpflichtet 
sind, hat sich in dieser Angele-
genheit im Schulbereich bisher 
nichts getan. 

Für Lehrkräfte gebe es nach 
wie vor keine Arbeitszeiterfas-
sung, obwohl sämtliche Stu-
dien der vergangenen zehn 
Jahre zur Höhe der Lehrerar-
beitszeit eine signifikante zeit-
liche Überlastung insbesonde-
re der gymnasialen Lehrkräfte 

festgestellt haben, bemängelt 
PhV-Landesvorsitzender Ralf 
Scholl. Zudem verweist er auf 
einen Artikel im „Spiegel“, der 
dokumentiere, dass die Kultus-
ministerkonferenz 2023 ver-
sucht habe, für alle Lehrkräfte 
eine Ausnahmeregelung von 
der Arbeitszeiterfassungs-
pflicht im geplanten Arbeits-
zeiterfassungsgesetz des Bun-
desarbeitsministeriums zu 
erreichen. Dem Philologenver-
band Baden-Württemberg sei 
vergangenes Jahr endgültig 
der Geduldsfaden gerissen, 
nachdem seine Anfrage, wann 
die bereits bestehende Ar-
beitszeiterfassungspflicht auf 
die Lehrkräfte angewendet 
würde, vom Kultusministerium 
sinngemäß mit der Aussage 
beantwortet wurde: „Wir war-
ten auf das Bundesgesetz, da-
nach beginnen wir, darüber 
nachzudenken.“ 

Mittlerweile wurden vom PhV 
BW eine Klägerin und ein Klä-
ger gefunden, die selbst jahre-
lang detailliert ihre Arbeitszei-
ten dokumentiert haben, und 
die Klage wurde nach sorgfälti-

gen juristischen Vorarbeiten 
vor wenigen Wochen beim zu-
ständigen Verwaltungsgericht 
eingereicht. 

PhV-Landesvorsitzender Ralf 
Scholl kommentiert den Vor-
gang wie folgt: „Dass das Land 
Baden-Württemberg jetzt be-
reits im zweiten Jahr gegen 
geltendes Recht verstößt und 
zudem keinerlei Anstalten 
macht, über die Modalitäten 
einer Arbeitszeiterfassung der 
Lehrkräfte auch nur ansatzwei-
se nachzudenken, zwingt uns 
in diese juristische Auseinan-
dersetzung. Wir fragen uns 
schon: Warum müssen erst 
Lehrkräfte klagen, um die 
höchstrichterlich festgestellte 
Pflicht eines jeden Arbeitge-
bers zur Arbeitszeiterfassung 
auch im Schulbereich durchzu-
setzen? Wir unterschätzen die 
Schwierigkeiten einer Arbeits-
zeiterfassung für fast 120 000 
Lehrkräfte im Land sicherlich 
nicht. Genau deswegen wären 
entsprechende Vorüberlegun-
gen seit der Urteilsbegründung 
im Dezember 2022 längst 
zwingend notwendig gewesen. 

Passiert ist jedoch überhaupt 
nichts. Glücklicherweise leben 
wir in einem Rechtsstaat, in 
dem die Landesregierung als 
verantwortlicher Arbeitgeber 
auch auf dem Klageweg per 
Gerichtsentscheidung zum 
Handeln gezwungen werden 
kann.“

Mit ihren vom PhV BW unter-
stützten Klagen sind die bei-
den Pädagogen aus dem  
Regierungsbezirk Stuttgart 
bundesweit Vorreiter. Weitere 
Initiativen dieser Art seien  
ihm nicht bekannt, zitiert die 
Schwäbische Zeitung einen 
Sprecher der Kultusminister-
konferenz (KMK).

Der Europäische Gerichtshof 
hatte bereits 2019 den EU-Mit-
gliedstaaten aufgetragen, Ar-
beitgeber auf die Erfassung der 
Arbeitszeit ihrer Mitarbeiten-
den zu verpflichten. Das Bun-
desarbeitsgericht hatte das  
Urteil 2022 für Deutschland 
bestätigt.  
 
 
 

Gemeinsam rufen Hoffmeister-
Kraut und Paal die Unterneh-
men im Land auf, das Beteili-
gungsangebot wahrzunehmen 
sowie belastende Berichts- und 
Dokumentationspflichten zu 
melden. „Bei unverhältnismä-
ßigen Belastungen, die im Ein-
flussbereich des Landes liegen, 
wollen wir den Rotstift anset-
zen“, verspricht die Wirt-
schaftsministerin.

Die Möglichkeit der Beteiligung 
ist niederschwellig ausgestal-
tet. Unternehmen können be-
lastende Dokumentations-
pflichten einfach per E-Mail 
unter buerokratieabbau@
stuttgart.ihk.de an die IHK Re-
gion Stuttgart melden.

 < Die Entlastungsallianz  

Baden-Württemberg

Bei der Entlastungsallianz ar-
beiten neben der Landesregie-
rung die Kommunalen Landes-
verbände, der Baden-Württem-
bergische Industrie- und Han-
delskammertag, Handwerk 
BW, Unternehmer Baden-
Württemberg sowie der Spar-
kassenverband Baden-Würt-
temberg und der Genossen-
schaftsverband Baden-Würt-
temberg gemeinsam an 
Entlastungen für Unternehmen 
und Verwaltung sowie Bürge-
rinnen und Bürgern. Der Exper-
tenkreis für die Entlastung bei 
Berichts- und Dokumentati-
onspflichten wird vom Ministe-

rium für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus geleitet. Beim BBW 
stößt der neue Vorstoß zum 
Abbau von Bürokratie uneinge-
schränkt auf Zustimmung. 
Schließlich sind es die öffent-

lich Beschäftigten, die die Flut 
an Gesetzen umsetzen müs-
sen, obwohl die personelle 
Ausstattung der Behörden für 
diese Arbeitsbelastung längst 
nicht mehr gegeben ist.  
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Seminarangebote im Jahr 2024
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2024 

folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Erbrecht und Verfügungen 
(Nr. B139 CH)

 > vom 18. bis 19. April 2024  
in Baiersbronn

 > 15 Plätze

 > Beitrag für Mitglieder 
278 Euro

Leider ein nicht so beliebtes The-
ma. Wer beschäftigt sich schon 
gerne mit Erkrankungen, Pflege 
oder mit dem Tod? Und dennoch 
ein Thema, mit dem sich jede und 
jeder beschäftigen sollte. Am bes-
ten zu einem Zeitpunkt, zu dem 
noch die Möglichkeit besteht, be-
stimmte Dinge klar zu regeln.

Dieses Seminar soll dabei helfen, 
sowohl die Regelungen im Ge-
sundheitsbereich (Patientenver-
fügung, Vorsorgevollmacht, Be-
treuung Verfügung, Notfallkarte 
…) bis hin zu den Grundzügen 
des Erbrechts zu verstehen und 
daraus die richtigen persönli-
chen Schritte zu vollziehen.

n

Arbeits- und Personal-
entwicklung von  
A wie Altersgerechte  
Arbeit bis Z wie  
Generation Z 
Nr. B158 CH)

 > vom 12. bis 14. Mai 2024  
in Baiersbronn

 > 15 Plätze

 > Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Arbeits- und Personalentwick-
lung sind in den letzten Jahren 
durch vielseitige und auch diffe-

renzierte Aspekte sowie tiefgrei-
fende Veränderungen geprägt. 

Das Seminar beleuchtet aktuelle 
und auch für die Zukunft wichti-
ge Felder und Entwicklungen, 
Problemstellungen und Anforde-
rungen. Künstliche Intelligenz, 
Arbeitszeit und Arbeitslebens-
zeit, Ausgestaltung von Tarifver-
trägen, generationenbezogene 
Arbeits- und Lebensvorstellun-
gen sind nur einige Stichworte.

n

Vorbereitung auf den  
Ruhestand – was kommt 
nach der aktiven Zeit? 
Mögliche Aktivitäten  
im Ehrenamt 
(Nr. B157 CH)

 > vom 13. bis 14. Mai 2024  
in Esslingen

 > 15 Plätze

 > Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer erhalten Informationen 
über: 

 > die neuesten Erkenntnisse 
der Alternswissenschaft und 
die Bedeutung eines gelun-
genen Übergangs vom Beruf 
in den Ruhestand

 > ein gesundes Älterwerden, 
körperlich, geistig, seelisch

 > sinngebende Aktivitäten im 
Ruhestand, insbesondere 
freiwilliges Engagement

 > Handlungsfelder und Rah-
menbedingungen ehrenamt-
licher Aktivitäten

 > Sie setzen sich aktiv mit der 
eigenen Situation auseinan-
der und erarbeiten konkrete, 
individuelle Ideen für die Ge-
staltung ihres Lebens im Al-
ter.

n

Öffentlichkeitsarbeit mit 
Social Media für Verbände   
(Nr. B183 CH)

 > 4. Juni 2024, 9–12 Uhr

 > Onlineangebot

 > Beitrag für Mitglieder 20 Euro

An Instagram, Facebook und Co. 

führt heutzutage in der Gewerk-

schaftswelt kein Weg vorbei. Im 

Seminar „Öffentlichkeitsarbeit 

mit Social Media für Verbände“ 

schauen wir uns gemeinsam die-

sen vielseitigen Bereich näher 

an.

Hier lernen Sie, wie Social Media 

gezielt und nachhaltig für Ihre 

Gewerkschaftsarbeit genutzt 

werden kann, um Ihre Zielgruppe 

wirkungsvoll mit dem richtigen 

Content anzusprechen. 

Sie erfahren mehr über:

 > die richtige Auswahl und Vor-
teile des sozialen Netzwerks

 > Content Marketing

 > Storytelling

 > Social-Media-Strategie

 > Redaktionsplanung

 > rechtliche Hinweise

 > Kommunikation und Interak-
tion in den sozialen Medien

Seniorengesundheit  
(Nr. B262 CH)

 > vom 24. bis 25. Juni 2024 
in Stuttgart

 > 15 Plätze

 > Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Das Seminar „Seniorengesund-
heit – Lebensfreude bis ins hohe 
Alter“ behandelt die Schlüssel-
elemente Stressmanagement, 
Ernährung, Bewegung und Ent-
spannung. Dieses Seminar bietet 
eine ganzheitliche Herangehens-
weise an die Seniorengesundheit.

Es wird Stress erläutert und indi-
viduelle Bewältigungsstrategien 
entwickelt. Der zweite Teil fokus-
siert auf die speziellen Ernäh-
rungsbedürfnisse von Senioren, 
beinhaltet eine gesunde Ernäh-
rungsdiskussion und viele hilfrei-
che Tipps für die Umsetzung im 
Alltag. Der dritte Teil betont die 
Bedeutung von Bewegung im 
Alter, stellt seniorengerechte Be-
wegungsprogramme vor und er-
möglicht praktische Übungen. 
Abschließend widmet sich Teil 4 
der Stressreduktion durch ver-
schiedene Entspannungstechni-
ken, mit praktischer Anwendung 
und der Erstellung individueller 
Entspannungspläne im Fokus. 
Das Seminar bietet eine umfas-
sende Herangehensweise zur 
Förderung der Seniorengesund-
heit durch praxisnahe und inter-
aktive Inhalte.

n

Visualisierung in der  
Konfliktlösung – damit 
alle was davon haben  
(Nr. B181 CH)

 > 10. Juli 2024, 9–12 Uhr

 > Onlineangebot

 > Beitrag für Mitglieder 20 Euro

Im Konfliktgeschehen verlieren 
die Beteiligten den Überblick, 
wenn sie zu stark betroffen sind. 
Sie sehen dann oft nur ihre eige-
ne Bedürftigkeit und gehen in 
eine angreifende oder eine ver-
teidigende Haltung. 

Visualisierung ist eine hilfreiche 
Methode, die man in der Kon-
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fliktmoderation wie auch bei 
sich selbst anwenden kann. Die 
Hilfe besteht darin, von der per­
sönlichen auf die Sachebene zu 
kommen, für die leichter eine 
Lösung gefunden werden kann. 

Im Onlineseminar tauschen die 
Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer ihre Konflikterfahrungen 
aus. In einem weiteren Schritt 
lernen sie Visualisierungstechni­
ken kennen und üben damit. Sie 
werden erleben, wie sich auch in 
komplizierten Positionen eine 
Tür für den weiterführenden  
Lösungsprozess öffnet.

n

Keine Sorge vor dem  
Neuen: persönliche  
Entwicklungen und Über­
gänge gewinnbringend 
gestalten 
(Nr. B175 CH)

 > vom 23. bis 24. September 
2024 in Reutlingen 

 > 15 Plätze

 > Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Persönliche Entwicklungen und 
Übergänge wollen aktiv und mit 
offenen Augen betrachtet wer­
den, damit der Boden, auf dem 
Sie stehen nicht zur Rutschbahn 
wird. Häufig geht es darum, wie 
sich berufliche und familiäre 
oder persönliche Wünsche ver­
einbaren lassen. Hinzu kommt 
der Umgang mit Unsicherheiten 
und inneren Blockaden.  

Wir verändern uns ständig, der 
Körper ohnehin, aber auch die 
eigene Haltung gegenüber neu­
en Herausforderungen.

Das Seminar richtet sich an Men­
schen, die vor neuen beruflichen 
Herausforderungen stehen, sich 
beruflich entwickeln oder verän­
dern wollen, oder an Menschen, 
die vor einem neuen Lebensab­
schnitt stehen und noch nicht 
richtig sehen, wohin es gehen 
kann. 

Es wird mit Methoden aus der 
systemischen Beratung und des 
systemischen Coachings gear­
beitet.

Das Nächste kann  
kommen: Resilienz  
steigern, Heraus­
forderungen annehmen   
(Nr. B193 CH)

 > 26. September 2024,  
9–12 Uhr

 > Onlineangebot

 > Beitrag für Mitglieder  
20 Euro

Resilienz bedeutet, widerstands­
fähig durch Krisen und Probleme 
zu kommen. Es geht darum, die 
eigenen Reaktionsmuster in Kri­
sen und Herausforderungen an­
zunehmen und stärkende Wege 
zur Bewältigung zu finden. Resi­
lienz kann man mit Training stei­
gern und stärken. Man weiß, 
dass resiliente Menschen phy­
sisch und psychisch stabiler sind, 
sie sind emotional gesünder und 
weniger anfällig für Überlastung 
und Verzweiflung.

Im Onlinekurzseminar lernen die 
Teilnehmer/innen welche Reakti­
onsmuster sie in Problemen 
steuern und wie sie dahin gelan­
gen können, gestärkt auf weite­
re schwierige Situationen zuzu­
gehen. Dazu helfen kurze 
Trainingsinputs und Übungen.

Wichtige Hinweise:
Über unser Seminarangebot hin­
aus bieten wir auch die Möglich­
keit, über „Voucher“ Seminare 
der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro­
gramms der dbb akademie teil­
zunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka­
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. 

Mit diesem Angebot wollen wir 
unseren Mitgliedern die Mög­
lichkeit einräumen, zu einem 
vergünstigten Seminarbeitrag 
von dem vielseitigen Seminar­
angebot der dbb akademie  
Gebrauch zu machen.

Für Seminare mit politischem 
Inhalt wird bei der Bundeszent­
rale für politische Bildung die 
Anerkennung als förderungs­
würdig im Sinne der Vorschriften 
über Sonderurlaub für Beamte 
und Richter im Bundesdienst be­

antragt, sodass auch Sonderur­
laub nach den landesrechtlichen 
Vorschriften gewährt werden 
kann.

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Semi­
narbeitrag beträgt bei Nichtmit­
gliedern das Doppelte des ausge­
wiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent­
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung 
bei der dbb Akademie ist nicht 
möglich. Anmeldeformulare so­
wie unser Seminarprogramm 
finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Seminare, die 
die Mindestteilnehmerzahl nicht 
erreichen, werden spätestens 
vier Wochen vor dem geplanten 
Seminartermin abgesagt. Daher 
empfehlen wir, sich zeitnah für 
die gewünschten Seminare an­
zumelden. 

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semina­
re, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.
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Der BBW: Einer für alle.
Was ist der BBW?

Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und

des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.

Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?

Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und

Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.

Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch

Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?

Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,

Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass

alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.

Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in

Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?

Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne

Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 

anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt

der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene

Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-

heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 

Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de


